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Weiteres zur Frage der Qualification für 
höheren politiſchen Berwaltungsdienlt. 


Zu dieſer in Nr. 3 des laufenden Jahrganges der Zeitſchrift 
angeregten Frage ſind der Redaction gleichzeitig die nachſtehenden zwei 
Stimmen zugekommen, welche wir daher nebeneinander ſtellen: 

Il 
Noch Einiges zur Frage der „großen Staatsprüfung“. 

Die in dem Aufſatze: „Zur Qualification für den höheren poli⸗ 
tiſchen Verwaltungsdienſt“ in der Nr. 3 der Zeitſchrift für Verwal— 
tung enthaltenen Erwägungen und Anregungen werden gewiß nicht 
verfehlen, in den Kreiſen der politiſchen Verwaltungsbeamten das leb— 
haſteſte Intereſſe zu erwecken und verdienen mit Rückſicht auf die von 
der Einführung einer Staatsprüfung für den höheren Verwaltungsdienſt 
zu gewärtigenden Wirkungen eine beſondere Beachtung. 

Der intenſive Fortſchritt, welcher innerhalb der letzten dreißig 
Jahre auf allen Gebieten der menſchlichen Gedankenarbeit zu verzeich⸗ 
nen iſt, läßt auch die Thätigkeit des Verwaltungsbeamten nicht unbe⸗ 
rührt, und an einen jeden Angehörigen dieſes Standes, dem eine 
ſelbſtſtändige Aufgabe zufällt, tritt die Nothwendigkeit heran, ſein 
Wiſſen und Können auf das Niveau der übrigen geiſtigen Factoren der 
Geſellſchaft zu bringen und es auf dieſer Höhe zu erhalten. Nament- 
lich aber hat der Verwaltungsbeamte am Lande die Pflicht, ununter⸗ 
brochen dem geiſtigen Zuge der Zeit zu folgen, da er ja zumeiſt 
berufen iſt, Anregungen ſelbſt zu geben, oder in bereits angefangene 
Verhältniſſe in maßgebender Weiſe einzugreifen, was ſich ohne ſelbſt⸗ 
ſtändige geiſtige Thätigkeit gar nicht denken läßt. 

Leider muß zugegeben werden, daß in der letzten Zeit in Folge 
der vielfachen an die Verwaltungsbehörden herangetretenen Anfor- 
derungen des Dienſtes dieſer Standpunkt nicht allgemein ſeſtgehalten 
werden konnte. ö 
Es würde daher die angeregte Einführung einer Staatsprüfung 
für den höheren Verwaltungsdienſt auf die Vorbildung, ſowie die 
praktiſche Ausbildung des Beamtenſtandes ungemein befruchtend wirken. 


— 


den 


Nur müſſen der Einführung dieſer Prüfung eine Reform des 
verwaltungsrechtlichen Studiums an den Univerſitäten vorausgehen und 
gleichzeitig neue Beſtimmungen über die Verwendung der Candidaten 


des conceptiven Staatsdienſtes erlaſſen werden. 


Nach unſeren gegenwärtigen Einrichtungen iſt die alma mater 
eine wahre Stiefmutter des Staats- und Verwaltungsrechtes, und wird 
an der Univerſität ſehr wenig Gelegenheit geboten, ſich für den Beruf 
eines Verwaltungsbeamten wiſſenſchaftlich gründlich vorzubereiten. 

In dieſer Beziehung ſollte uns wohl Preußen als Muſter dienen. 

Hier lehrten ſchon vor Jahren an Univerſitäten Männer, welche 
ſowohl auf dem Gebiete der Wiſſenſchaft als auch in der praftifch- 
adminiſtrativen Thätigkeit Ausgezeichnetes geleiſtet haben. und dieſe 
Manner, wie z. B. Karl Heinrich Hagen in Königsberg, haben 
Tauſende von jungen Männern zu tüchtigen Beamten herangebildet, 
welche zur jetzigen Größe Preußens mehr beigetragen haben dürften, 
als die oft citirten preußiſchen Schulmeiſter. 

Aus dieſer Schule iſt nach den Worten Karl Braun's (Wies- 
baden) „jener ehrenwerthe, aufgeklärte und verdienſtvolle Beamtenſtand 
hervorgegangen, welcher, weit entfernt, ſich zum Werkzeuge überwun— 
dener Irrthümer und Vorurtheile, einſeitiger Jutereſſen und vorüber— 
gehender Modethorheiten herzugeben, ſeinen Beruf darin ſetzt, den 
Lehren wahrer Wiſſenſchaft die Anwendung in der Praxis zu ſichern, 
dem Gemeinwohle zu dienen und ſtets beſſer unterrichtet, unbefangener 
und unparteiifcher zu fein, als die Maſſe.“ 

Die Vorleſungen Hagen's aus der Staatslehre „von den 
Staatsbeamten und den zu ihrer Ausbildung erforderlichen Wiſſen⸗ 
ſchaften“ können auch gegenwärtig allen jungen Männern, welche ſich 
dem Verwaltungsdienſte widmen wollen, nicht genug empfohlen werden. 

An der Univerfität muß daher ſchon der Grund zur Ausbildung 
von Verwaltungsbeamten gelegt werden, und wäre es Aufgabe der 
Unterrichtsverwaltung, dieſen Gegenſtand, welcher übrigens ſchon mehr⸗ 
mals angeregt, dann wieder von der Tagesordnung abgeſetzt wurde, 
ernſtlich in Erwägung zu ziehen. 

Noch wichtiger erſcheint jedoch die Einführung junger Beamten 
in den praktiſchen Dienſt und die Verwendung derſelben im Dienſte. 
Die Anwendung geſetzlicher Beſtimmungen und Vorſchriften, ſowie 
theoretiſcher Sätze auf Thatſachen und Wirklichkeiten iſt jedenfalls eine 
viel ſchwierigere geiſtige Operation als die Aufnahme, d. i. Aneignung 
dieſer Kenntniſſe ſelbſt. Auffaſſung und Gedächtniß ſind Anlagen, das 
Urtheil ein Product der geiſtigen Reife und der Erfahrung. Ein junger, 
wenn auch gut veranlagter Mann wird nur zu leicht veranlaßt, ober⸗ 
flächlich zu ſchließen und ſeicht zu arbeiten, wenn er nicht gleich an 
der Schwelle ſeiner öffentlichen Laufbahn einen verläßlichen Führer zur 
Seite hat. 

Ueberbürdung mit verſchiedenen Arbeiten, welchen er nicht ge⸗ 
wachſen iſt, das Sichſelbſtübe rlaſſenſein in complicirten Fällen erzeugen 
zuerſt Abſcheu vor der ſogenannten Actenarbeit, dann führen ſie aber 
auf die Abwege des kenntniß- und zielloſen Arbeitens, welches 


ſodann in Form von Acten nicht uur den Urheber, fordern auch feine 
Mitarbeiter quält und um die koſtbare Zeit bringt. Leider behält man 
dieſe angelernte Art, zu arbeiten, zumeiſt fur das ganze Leben, und 
der Schaden, den die unzweckmäßige Verwendung beim Beginne der 
Beamtenlaufbahn angerichtet hat, iſt ſelten wieder gutzumachen. 

Die in Nr. 3 der Zeitſchrift für Verwaltung bezogenen, in 
Preußen geltenden Beſtimmungen berühren daher auch umſtändlich die 
Verwendung der Referendare während des ſogenannten Vorbereitungs⸗ 
dienſtes. 

Bemerkt muß noch werden, daß das in dem erwähnten Aufſatze 
als noch in Geltung ſtehend angeführte Regulativ des preußiſchen 
Staatsminiſteriums vom 29. Mai 1879 (M. Bl. d. i. V. 1879, 
. 141) durch jenes vom 30. November 1883 aufgehoben wurde, 
und ſomit die Beſtimmungen des letzteren gegenwärtig Anwendung zu 
finden haben. Nach $ 6 dieſes neuen Regulativs liegt die beſondere 
Beaufſichtigung und Leitung des Vorbereitungsdienſtes den Vorſtänden 
der Behörden und den einzelnen Beamten, welchen die Referendare zur 
Beſchäftigung überwieſen werden, ob. Dieſelben haben die Ausbildung 
und Schulung der jungen Beamten im Bereiche ihrer Amtsthätigkeit 
einſchließlich des ihnen unterſtehenden Bureau- und Caſſendienſtes zu 
leiten, insbeſondere auch darauf zu achten, daß die Referendare die 
ihnen übertragenen Arbeiten in klarer logiſcher Darſtellung mit Erz | 
ſchöpfung des Sach- und Rechtsverhältniſſes in präciſer Form und 
pünktlich erledigen. 

Der Vorbereitungsdienſt beginnt nach $ 9 des Regulativs mit 
der Beſchäftigung des Referendarius bei einer Regierung (Landdroſtei, 
Finanzdirection in Hannover). Die Beſchäftigung bei dieſen Behörden 
hat im Ganzen mindeſtens während eines fünfzehnmonatlichen Zeit— 
raumes zu erfolgen. Nach einer Beſchäftigung der vorgedachten Art von 
drei bis neun Monaten iſt der Referendarius bei einem Landrathe 
(Kreis- oder Amthauptmanne) während eines Zeitraumes von min— 
deſtens ſechs Monaten und bei dem Vorſtande einer Stadtgemeinde 
während eines Zeitraumes von mindeſtens drei Monaten zu beſchäf— 
tigen. Mit dem Vorbereitungsdienſte bei einer Regierung iſt die 
Beſchäftigung bei einem Bezirksausſchuſſe während eines Zeitraumes 
von mindeſtens ſechs Monaten zu verbinden Während dieſer Beſchäf— 
tigung bei dem Bezirksausſchuſſe hat der Referendar aus ſchwierigen 
Acten zwei Proberelationen zu liefern, welche vom Regierungspräſi⸗ 
deuten und dem Verwaltungsgerichtsdirector für probemäßig erklärt 
werden. Der Referendarius hat ein Geſchäftsverzeichniß zu führen, in 
welchem eine Ueberſicht ſeiner Thätigkeit unter Hervorhebung der ein— 
zelnen bedeutenderen Geſchäfte zu geben iſt und welches dem Geſuche 
um Zulaſſung zur ſogenannten großen Staatsprüfung beigefügt wer— 
den muß. 

Aber auch das außeramtliche Verhalten des Referendars wird 
einer beſonderen Beachtung unterzogen, denn nach § 14 haben die 
Regierungspräſidenten (Landdroſten, Präſident der Finanzdirection) und 
die mit der Beaufſichtigung des Vorbereitungsdienſtes betrauten Perſonen 
darauf zu halten, daß die Referendare im Dienſte wie außerhalb des- 
ſelben ein den Zwecken des Vorbereitungsdienſtes und ihrer amtlichen 
Stellung entſprechendes Verhalten beobachten Wenn ein Referendarius 
ſich ſo tadelhaft führt, daß er zur Belaſſung im Dienſte ſich nicht 
würdig zeigt, oder wenn er feine Ausbildung durch Unfleiß vernach⸗ 
läſſigt, ſo iſt in Gemäßheit des § 84 des Geſetzes vom 21. Juli 
1852 (Geſ. Sammlg. Nr. 405) die Entlaſſung desſelben aus dem 
Dienſte in Antrag zu bringen. 

Aus dieſen im Auszuge mitgetheilten diesbezüglichen geſetzlichen 
Vorſchriften läßt ſich entnehmen, welch' großes Gewicht in Preußen 
auf die gründliche und vielſeitige Ausbildung junger Verwaltungs- 
beamten gelegt wird. 

Was nun die große Staatsprüfung ſelbſt anbelangt, ſo hat die 
ſchriftliche Prüfung in Preußen zwei Arbeiten über Auſgaben aus dem 
Gebiete des Staats⸗ und Verwaltungsrechtes zum Gegenſtande, und 
it jede dieſer Arbeiten binnen einer ſechswöchentlichen Friſt abzuliefern. 
welche Friſt bis zu zwei Monaten erſtreckt werden kann. 

Es iſt bei dieſer Vorſchrift jedesfalls das wiſſenſchaftliche Moment 
mehr berückſichtigt worden, und wäre zu erwägen, ob es vom Stand⸗ 
punkte der praktiſchen Erprobung nicht zweckmäßiger erſcheint, ſtatt der 
zweiten wiſſenſchaftlichen Arbeit eine Clauſurarbeit, beſtehend in der 
Entſcheidung über eine politiſche Verhandlung in Parteiſachen ein⸗ 
zuführen. 
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Mit der mündlichen Prüfung iſt ein freier Vortrag aus Acten 
zu verbinden, welche dem Prüfungscandidaten drei Tage vor der Prü⸗ 
ſung zugeſtellt werden. 

Die große Staatsprüfung kann nur einmal wiederholt werden, 
und hat die Erfolgloſigkeit dieſer Wiederholung den Ausſchluß vom 
höheren Staatsdienſte zur Folge. 

Der in dem Aufſatze in Nr. 3 der Zeitſchrift für Verwaltung 
vorgeſchlagenen Regelung dieſer Frage in Oeſterreich kann im Einzelnen 
beigeſtimmt werden. 

Die Neuerung jedoch, daß die Conceptsbeamten aller Kronländer 
einen gemeinſamen Concretualſtatus bilden ſollen, hängt ſachlich mit dem 
behandelten Gegenſtande nicht zuſammen und gehört überhaupt auf ein 
anderes Gebiet. Auch der nächſte Vorſchlag bezüglich der Ernennung 
und Zuweiſung der Beamten unterliegt gewichtigen praktiſchen Bedenken. 

Die Vorſchläge betreffend die Vornahme und Einrichtung der 
Prüfung laſſen eine Berückſichtigung der eigenthümlichen ethnographiſchen 
und ſprachlichen Verhältniſſe unſeres Staatsweſens vermiſſen, deren Wich⸗ 
tigkeit, wie dies ein Jeder, der in den einzelnen Kronländer diesfällige 
Erfahrungen zu ſammeln in die Lage kam, wird zugeben müſſen, nicht 
unterſchätzt werden darf. 

Eben bei der Vornahme dieſer Prüfungen, welche eventuell in 
Wien, Prag, Lemberg und Trieſt abgelegt werden könnten, wäre Gele⸗ 
genheit geboten, die Befähigung des Prüfungscandidaten in den betref— 
fenden Landesſprachen zu erhärten und auf dieſe Weiſe den in der 
Oeffentlichkeit ſo oft wiederkehrenden Klagen und Beſchwerden auf das 
Wirkſamſte vorzubeugen. 

In welcher Art und Weiſe jedoch immer die angeregte Frage 
gelöſt werden möge, jo viel ſteht feſt, daß die Einführung einer Staats⸗ 
prüfung für den höheren Verwaltungsdienſt in unſerem Oeſterreich weſent— 
lich zur Hebung des Anſehens und des Selbſtbewußtſeins des Beamten— 
ſtandes beitragen würde und für das Gemeinwohl von großem Nutzen 
wäre, denn, um mit den Worten des vortrefflichen Hagen zu ſprechen: 
„Die glückliche Dienſtlage des Beamten, die Achtung und Ehre, die 
er im Amte erwarten darf, hängen nicht ſowohl davon ab, in welcher 
Stelle er ſich befindet, ſondern vielmehr davon, daß er ſeine 
Stelle erfüllt.“ 

Hans Prokeſch, k. k. Statthalterei-Secretär. 


II. 


Zum Aufſatze des Dr. von Marenzeller über die Qualification 
für den höheren politiſchen Verwaltungsdienſt in Oeſterreich. 


Glückauf! Dr. von Marenzeller hat an dieſer Stelle — mit 
allerdings ſehr vorſichtig ſchonender Hand — in unſere Wunden gegriffen. 

Wir alle fühlen dieſe Wunden. Sollte es welche geben, deren 
politiſch⸗adminiſtrative Erziehung ſchon ſoweit gediehen iſt, daß ſie die 
Fähigkeit verloren haben, den Schmerz davon zu empfinden, ſo wäre 
dies nur ein neuer Beweis, welch' bewunderungswürdige Weichheit und 
welch' erſtaunliches Anpaſſungsvermögen das Materiale beſitzt, aus 
welchem unſere Staatsmänner, d. i. nach der modernen Termino⸗ 
logie unſere „Mäuner von Blut und Eiſen“, geſchnitzt werden. 

Der Wunſch, Sicherheit an die Stelle vollen Schwankens, Recht 
an die Stelle des adminiſtrativen Ermeſſens, Anſprüche an die Stelle 
unbeſtimmter Hoffnungen, beſtimmte, entſcheidende Cynoſuren an die 
Stelle von tauſend verſchiedenartigen, wechſelnden, unbeftimm- und un⸗ 
berechenbaren, oft geheimen, wenngleich oft außerdienſtlich zu erforſchenden 
Einflüſſen zu ſetzen, welche die dienſtlichen Erſolge eines politiſchen 
Beamten beſtimmen, iſt begründet. 

Manches Wort, welches Dr. von Marenzeller ausgeſprochen, 
mancher Vorſchlag, den er gemacht, verdient volle Berückſichtigung. 

Es ſei uns nur geſtattet, gegen das in erſter Linie von ihm vor⸗ 
gebrachte Arkanum, die Einführung einer Art „Stabsofficiersprüſung“ 
für die politiſchen Beamten, einige Einwendungen geltend zu machen. 

Zu allen anderen Prüfungen für uns Vielgeprüfte noch eine 
neue Prüfung! Jede praktiſche Prüfung kann naturgemäß nur ein 
unvollkommener und wenig verläßlicher Erſatz für eine wirkliche Er⸗ 
probung im Berufe ſein; dort, wo die Erprobung möglich iſt, noch 
mehr dort, wo fie fortwährend wirklich ſtattfindet, iſt eine ſolche Prü⸗ 
fung — gewiſſe andere Garantien vorausgeſetzt — wohl überflüſſig. 
Aber vielleicht ſoll die in Ausſicht genommene Prüfung nur eine 


theoretiſche fein? Dann müſſen wir wohl auf den gänzlichen Man— 
gel von Speciallehranſtalten und Lehrmittelu hinweiſen, durch welche 
der politiſche Beamte ſich ſpecielle theoretiſche Berufskenntniſſe aneignen 
könnte. Solange ſolche nicht beſtehen, alſo auch keine Stabsofficiers⸗ 
prüfung! 

Wohl aber wären manche Momente aus der vorgeſchlagenen 

Prüfungseinrichtung für die beſtehende und nothwendige „praktiſche 
Prüfung aus der politiſchen Geſchäſtsführung“ verwerthbar. Vor Allem dies, 
daß nur eine einzige ſolche und zwar ſtändige Commiſſion mit dem 
Sitze in der Reichshauptſtadt, beſtehend aus einer Anzahl im Verwal— 
tungsdienſte zwar erfahrener, jedoch nicht unmittelbar der eigentlichen 
adminiſtrativen Bureaukratie angehörender Männer prüfe; dann die 
Oeffentlichkeit. Die Fälle, daß das Prüfungscalcul durch Winke an 
die zu Prüfungscommiſſären ausgewählten Räthe der Landesſtelle im 
voraus feſtgeſetzt wird, könnten bei einer ſolchen Einrichtung nicht leicht 
eintreten. 
N Das weſentlichſte Mittel aus unſerer Pharmakopöe, ohne welches 
jede andere Therapie eitel iſt, bleibt die Feſtſetzung einer Dienſt es⸗ 
pragmatik unter den nöthigen Garantien, daß deren Beſtimmungen 
nicht blos theoretiſche Grundſätze bleiben, ſondern wirklich eingehalten 
werden müſſen. Möchten in dieſem Geſetzestexte die Worte „in 
der Regel“ und das dazugehörige „ausnahmsweiſe“ gänzlich fehlen! 
Das ſind die Hinterthürchen, durch welche die unberechenbaren Aus— 
nahmen heimlich oder ſtürmiſch eindringen, um der guten, braven Regel 
Gewalt anzuthun. 

Die Principien dieſer Pragmatik wären nicht allzu ſchwer zu 
finden. Einige davon, wie ſie uns wünſchenswerth erſchienen, greiſen 
wir auf's gerade Wohl heraus; einiges hat Dr. von Marenzeller 
ſchon angedeutet. 

Ein einheitlicher Status für alle politiſchen Beamten aller 
im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder! ein weſentliches 
Mittel, um gleichmäßige Beförderung, vielſeitige Ausbildung, entwickel— 
tes Staudesgefühl zu erreichen; eine Aneiferung, die eigene Verwend— 
barkeit durch Erlernung von Landesſprachen zu erhöhen; eine weſent— 
liche Kräftigung der Amts- und Disciplinargewalt! Die Bedenken, welche 
dagegen geltend gemacht werden könnten, ſind nicht von Bedeutung. 
Die große Gleichförmigkeit der Landesgeſetzgebungen ermöglicht die 
leichte Aneignung der nöthigen Kenntniß von den Verſchiedenheiten dieſer 
Geſetzgebung in einem neuen Verwaltungsgebiete. Daß an maßgebender 
Stelle auch heute auf dieſes Moment kein Gewicht gelegt wird, beweiſen 
die nicht ſeltenen Fälle von „Einſchüben“ von Beamten, die einem Ver— 
waltungsgebiete angehört haben, in den Status eines anderen ſolchen 
Gebietes. Der Vorzug aber, den die gründliche Kenntniß mehrerer 
Landesſprachen bieten würde, ſcheint in der That begründet. Die voll— 
kommene Beherrſchung der Anttsſprache bleibt ſelbſtverſtändlich immer 
Vorausſetzung. 

Die einheitliche Ernennung aller Beamten durch die 
Centralſtelle wäre eine nothwendige Folge dieſes Syſtemes; die Vor- 
theile einer ſoſchen Einrichtung bedürfen keiner beſonderen Beleuchtung. 

Bei voller Aufrechthaltung des Prineipes der perſönlichen Ver⸗ 
antwortung wäre der collegialen Berathung in Beziehung auf 
Beſetzungsvorſchläge ein gewiſſer Einfluß einzuräumen. Bei der Central— 
ſtelle ſowohl als bei den Landesſtellen wären Qualificationscom— 
miſſio neu einzuſetzen, beſtehend aus ſolchen Vorſtänden einer Anzahl 
wichtigerer Departements, welche auch im Executivdienſte erprobt ſind; 
den Vorſitz hätte der rangsälteſte Departementsvorſtand zu führen. Dieſer 
Einrichtung würde die Anſicht zu Grunde liegen, daß derlei Commiſſäre 
am beſten in der Lage ſind, die Arbeiten und die Verwendung nicht nur 
der ihnen zugetheilten, ſondern auch insbeſondere der Executivbeamten zu 
beurtheilen, deren Arbeiten zu würdigen ſie im Amte fortwährend Gelegenheit 
haben. Dieſe Commiſſionen müßten über jeden Beſetzungsvorſchlag vor- 
her um ihr Gutachten einvernommen werden. 

In die Qualificationstabellen wäre die Einſicht zu geſtatten und den 
Qualificirten das Beſchwerderecht gegen vermeintliche Unbill einzuräumen. 

Der Auswahl wie der Ausbildung des Nachwuchſes wäre jenes 
Augenmerk zuzuwenden, welches dieſer wichtige Gegenſtand verdient. Den 
Ausführungen Dr. von Marenzeller's in dieſer Beziehung kann nur 
vollkommen zugeſtimmt werden. 

Am Schluſſe noch Eines, das Wichtigſte! Der Geiſt iſt Alles. 
Erſt dann wird unſere Verwaltung allgemein blühen, wachſen und 
herrliche Früchte tragen, wenn idealer Schwung, Begeiſterung für die 
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hohen Ziele der Adminiſtratiou, ſtolzes Bewußtſein von der Würde des 
Standes und ſeiner Stellung in der Mitte des Volkes, ernſtes Gefühl 
der Verantwortlichkeit nach jeder Richtung, doch frei von ängſtlicher 
Scheu, eine ſolche Verantwortung auf ſich zu nehmen, ehrfurchtsvolles 
Beugen vor dem Geſetze, männlicher Muth, ſeine Ueberzeugungen zu 
vertreten, friſche Schaffungsluſt und frohes Vertrauen auf das Gelingen, 
in die eigene Kraft und auf die gerechte Würdigung der Verdienſte all— 
gemein und ausnahmslos jeden politiſchen Beamten gleichmäßig und 
dauernd beſeelen. 

Möge dieſer Geiſt unterſtützt, gehoben und großgezogen werden. 

Freiherr von Hock, k. k. Bezirkscommiſſär. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zu §81 St. G. Die pfandweiſe Beſchlagnahme anderer als der in 


den §§ 55, 56 und 63 des Forſtgeſetzes vom 3. December 1852, 
R. G. Bl. Nr. 250, bezeichneten Gegenſtände fallt nicht unter 


den Begriff einer Amtshandlung oder Dienſtesausübung des Forſt⸗ 
ſchutzperſonals. 

Die von der Staatsanwaltſchaft erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde 
gegen das Urtheil des Kreisgerichtes Rzeszöw vom 26. Mai 1885, 
3. 3644, inſoferne damit Joſeph R. von der Anklage wegen des 
Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit nach S 81 St. G. gemäß 
259, Z. 3 St. P. O. freigeſprochen worden iſt, wurde vom 
k. k. Caſſationshofe mit Entſcheidung vom 14. December 1885, 3. 10.041, 
verworfen. — Gründe: 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft ſtützt ſich lediglich 
auf den Nichtigkeitggrund des §8 281, 8 9, lit. a St. P. O. ob 
Geſetzesverletzung und wird dahin ausgeführt daß zwar der Gerichtshof 
in der incriminirten Thathandlung des Angeklagten alle conſtitutiven 
Merkmale des Verbrechens der öffentlichen Gewalthätigkeit nach § 81 
St. G. als erwieſen angenommen, dennoch in Folge unrichtiger Aus— 
legung des Forſtpatentes die obige Geſetzesſtelle nicht in Anwendung 
gebracht habe. Die Entſcheidung über dieſe Nichtigkeitsbeſchwerde hängt 
lediglich von der Löſung der Frage ab, ob eine von dem Forſtſchutz— 
perſonale anläßlich eines Forſtfrevels vorgenommene Pfändung von 
Effecten, die nicht Thatwerkzeuge oder Producte des Frevels ſind, einen 
Act der Dienſtverrichtung bilde oder nicht? 

Nach dem klaren Wortlaute der SS 55 und 56 des Forſtgeſetzes 
vom 3. December 1852, R. G. Bl. Nr. 250, läßt ſich ſolch' eine 
Pfändung unter den Begriff einer Amtshandlung oder Dienſtesausübung 
nicht unterſtellen, da ſie als ein innerhalb der Grenzen der Zuſtändigkeit 
des Forſtperſonals fallender Act ſich überhaupt nicht anſehen läßt. Die 
Vornahme von Privatpfändungen zur Sicherſtellung des Schadens fteht 
dem Forſtperſonale, außer dem im § 63 des Forſtgeſetzes vorgeſehenen 
Falle der zuläſſigen Pfändung von Viehſtücken, nicht zu; auch iſt das 
Recht hiezu aus dem Geſetze zum Schutze der Landescultur nicht zu 
erſehen (Geſez vom 16. Juni 1872, R. G. Bl. Nr. 84). Da nun 
im gegebenen Falle die Pfändung der Mütze des Angeklagten nicht 
innerhalb des Amtsbefugniſſes des Forftwächters lag, ſo unterliegt es 
keinem Zweifel, daß dieſe Handlung des letzteren keine Amtshandlung 
war, zu deren Vornahme er berechtigt geweſen wäre, fondern nur eine 
Anmaßung einer dem Forſtſchutzperſonale geſetzlich nicht zuſtehenden 
Dienſtgewalt. Die Feſtſtellungen des erſten Richters verkörpern demnach 
den Thatbeſtand des Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit im 
Sinne des $ 81 St. G. nicht und es kann ſohin von einer Geſetzes⸗ 
verletzung oder unrichtigen Geſetzesauslegung nicht die Rede fein, wes— 
halb die ein ſolches Gebrechen behauptende Nichtigkeitsbeſchwerde der 
Staatsanwaltſchaft gemäß § 288 St. P. O. zu verwerfen war. 


Literatur. 


Sigismund von Ordega, Doctor der Staatswiſſenſchaften: Die 
Gewerbepolitik Rußlands von Peter J. bis Katharina II. (1682 — 
1762). Ein Beitrag zur Geſchichte des ruſſiſchen Gewerbeweſens. Tübingen. 
H. Laupp. 1885. 

Der mächtige Aufſchwung, welchen die Induſtrie Rußlands in neueſter 
Zeit laut des competenten Ausſpruches bewährter Fachmänner (beiſp. Dr. Auſpitz 
in der Wochenſchrift des niederöſterreichiſchen Gewerbevereines) genommen, ver⸗ 


dient die vollſte Aufmerkſamkeit der Nachbarſtaaten und läßt ein näheres Ein- 
gehen in die im Allgemeinen wenig gekannten Entwicklungsſtadien der Gewerbe⸗ 
politik Rußlands, deren umſichtiger Leitung dieſer Erfolg kein unrühmliches 
Zeugniß ausſtellt, ſchon vom ſtaatshiſtoriſchen Standpunkte aus ganz angezeigt 
erſcheinen. Da alle Culturanfänge in dieſem Kaiſerſtaate auf den wirklich großen 
Czar Peter I. zurückgehen, jo hat vorliegende, unter der Leitung des gediegenen 
Volkswirthes Prof. Dr. v. Schönberg entworfene Inauguraldiſſertation mit 
Recht den intereſſauteſten Zeitabſchnitt herausgewählt, um darzuſtellen, wie 
beharrlich und umſichtig die Regenten und leitenden Staatsmänner Rußlands 
das Gewerbeweſen regelten und förderten, obwohl ſie in den Anſchauungen des 
damals herrſchenden mercantiliſtiſchen Princips befangen waren. Sie gaben fich 
ihm jedoch nicht ganz hin und änderten die Maßnahmen ohne Verzug, ſobald 
der praktiſche Erfolg gegen das Prineip ſprach. Man ſoll eben ſtets auf das 
natürliche Weſen der ſocialen Geſtaltungen ſehen und man wird daun nicht 
überraſcht ſein, zu hören, daß bereits in jener uns ſo ferne liegenden Zeit 
Fabriksinſpectoren, Sonntagsruhe und genau normirte Arbeitszeit, wie Mann⸗ 
facturcollegium als oberſte Aufſichtsbehörde über Fabriken und Gewerbe in's 
Leben traten und normirt wurden, — Inſtitutionen, die, wir möchten ſagen, im 
Blute des Induſtrieweſens lagen, gegenwärtig aber bei uns erſt nach ſchweren 
Reformkämpfen eingeführt worden ſind. Die fleißige Arbeit des Verfaſſers, reich 
an ſorgfältig geſammeltem Materiale, wird Jeden, der fich für die möglichſte 
Hebung des einheimiſchen Gewerbefleißes intereſſirt, befriedigen. RI. 


Geſetze und Berordnungen. 
1885. J. Semeſter. 
Poſt⸗ und Telegraphen-Verordnungsblatt für das Verwaltungs- 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 

Nr. 5. Ausgeg. am 26. Jänner. — Ermächtigung des Aerarial-Poſt⸗ 
amtes in Jiein zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr als 200 fl. 
und von Nachnahmeſendungen bis 500 fl. D. M. Z. 753. 13. Jänner. — Neuer 
Fahrpoſttarif „Schweiz“. H. M. Z. 41.759 ex 1884. 6. Jänner. — Errichtung 
eines Poſtamtes in Zwierzyniec. H. M. Z. 6. 12. Jänner. 

Nr. 6. Ausgeg. am 29. Jänner. — Abdruck vom Nr. 5 R. G. Bl. — 
Hinausgabe eines neuen Verzeichniſſes der zum Austauſche von Werthbrieſen er⸗ 
mächtigten ſpaniſchen Poſtämter. H. M. Z. 1395. 16. Jänner. Wiedereröff⸗ 
nung des Verkehres von Colis postaux mit Portugal. H. M. Z. 2068. 23. Jänner. 

Nr. 7. Ausgeg. am 31. Jänner. — Auflaſſung der Poſtſtation Dzuryn 
in Galizien. H. M. Z. 1659. 23. Jänner. — Aenderungen im Telegraphentarife. 
H. M. 3. 951. 22. Jänner. 

Nr. 8. Ausgeg am 6. Februar. — Verbot der Auszahlung der von dem fran⸗ 
zöſiſchen Poſtamte Aunay⸗en⸗Bazois herrührenden einfachen Poſtanweiſungen. H. M. 
2. 2720. 27. Jänner. Einſchärfung der Beſtimmungen über die Werthangabe 
in den Zolldeclarationen zu den Colis postaux nach den Niederlanden. H. M. 
Z. 2924. 27. Jänner. — Einſchärfung der Beſtimmungen betreffend die Ausſertigung 
von Nachfrageſchreiben über recommandirte Briefe und Fahrpoſtſendungen nach Ruß⸗ 
land. H. M. Z. 1784. 30. Jänner. — Aenderungen im Stande der öſterreichiſchen 


Telegraphenſtationen und Ergänzungen des Liniennetzes H. M. Z. 1733. 
27. Jänner. 
(Fortſetzung folgt.) 
Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben anläßlich der Errichtung einer Generaldirection der 
Allerhöchſten Privat- und Familienfonde den Hofrath Friedrich Freiherrn von 
Mayr zum Generaldirector mit der Einreihung in die vierte Rangsclaſſe 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben im Miniſterium für Landesvertheidigung dem 
Miniſterialrathe Franz Leitner von Leitenau den Titel und Charakter eines 
Sectionschefzs und dem Sectionsrathe Georg Sonderleittner den Titel und 
Charakter eines Miniſterialrathes verliehen; ſerner den mit Titel und Charakter 
eines Miniſterialrathes bekleideten Sectionsrath Karl Jaſchik zum wirklichen 
Miniſterialrathe, die mit Titel und Charakter von Sectionsräthen bekleideten 
Miniſterialſecretäre Johann Lacroix und Dr. Eduard von An der Lan zu 
Hochbrunn zu wirklichen Sectionsräthen, und zwar Letzteren extra statum, 
und den Bezirkshauptmann Franz von Bauer⸗Bargehr zum Miniſterial⸗ 
ſecretär für Laudesvertheidigung ernaunt. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereiſecretär der Statthalterei in Wien 
Alban Freiherrn von Salz geber den Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur Johann Skala in Salzburg 
anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Baurathes verliehen. 
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Seine Majeſtät haben dem Hilfsämterdirector der Statthalterei in Trieſt 
Alexander Peterin den Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberförſter Friedrich Dicklberger in Salz⸗ 
burg anläßlich deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 
verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
e Karl Schaden zum Oberingenieur im Miniſterium des Innern 
ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat die Beſtellung des Ruben Elmalek zum 
k. und k. Eonſularagenten in Mogador genehmigt. 

Der Finanzminiſter hat den Verwalter der Tabakfabrik zweiter Kategorie 
in Zwittau Wilhelm Holubek zum Director der Tabakfabrik erſter Kategorie in 
Joachimsthal ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Finanzrathes 
ber leideten Steuer⸗Oberinſpector Karl Aßmann zum Finanzrathe der Prager 
Finanz⸗Landesdirection ernannt. 


Erledigungen. 


Rechnungsrevidentenſtelle in der neunten, eventuell eine Rechnungsofficials⸗ 
ſtelle in der zehnten und eine Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe 
bei den Wiener Steueradminiſtrationen, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 44.) 


Verlag 
der Manz’schen k. k Hof-Verlags- und Universitäts- Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Soeben erschien: 


Volkswirthschaftliche Chronik 


Von 


Oesterreich- Ungarn 
| 1. October 1884 bis 1. October 1885. 
Herausgegeben von 
EmanuelBlan. 
I. Jahrgang. 
271 und XVI Seiten 8. Preis gebunden 2 fl. 

In diesem Werke ist die Aufgabe gelöst, die wichtigeren Ereignisse, 
| welche sich auf dem Gebiete der ökonomischen Entwicklung Oesterreich- 
Ungarns zugetragen haben, chronologisch geordnet zusammenzustellen 
| und auf diese Weise ein Repertorium der allerinteressantesten Vorgänge 
! in der industriellen und commerciellen Welt, im Verkehrsleben und in 
der Finanzgebarung des Staates zu schaffen. Um das Auffinden 
der einzelnen Facten zu erleichtern, ist ein alphabetisch geordnetes 
Sach- und Namenregister beigegeben, durch welches der Werth des 
Nachschlagewerkes wesentlich gesteigert wird. Das Buch soll von nun 
an periodisch erscheinen und wird dann jedenfalls nicht nur den 
eigentlichen Fachmännern, sondern auch allen Kreisen von grossem Nutzen 
sein. Es verdient als eine sehr zweckmässige Ergänzung anderer ähn- 
licher Jahrbücher bezeichnet und der Beachtung des Publicums bestens 
empfohlen zu werden, weil es Jedermann den Rückblick auf frühere 
Begebenheiten volkswirthschaftlicher und finanzieller Natur erleichtert 
und auf rasche und bequeme Art Auskunft über dieselben, zwar in 
präciser Form, aber doch in einem ausreichenden Masse ertheilt. 


| Ferner erschienen im obigen Verlage: 
Rechtsprechung 
und materielle Rechtskraft. 


Verwaltungsgerichtliche Studien 
von 


Dr. Edmund Bernatzik. 
X und 326 Seiten gr. 8. Preis 3 fl. 


Adel und Beamtenthum Oesterreichs 


mit besonderer Bedachtnahme auf eine Dienstpragmatik 


für Staatsbeamte. 
Von 
Dr. Gotthard Freiherrn von Buschmann. 
48 Seiten gr. 8. Preis 60 kr. 


Vorräthig in allen Buchhandlungen und zu beziehen durch obigen Verlag. 
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